Verstärktes Handeln zur Beendigung von Zwangsarbeit

Fragebogen

Fragebogen

Einleitung
Dieser Fragebogen wird den Mitgliedstaaten zur Vorbereitung des Normenset​zungsgegenstands (einmalige Beratung) „Ergänzung des Übereinkommens (Nr. 29) über Zwangsarbeit, 1930, zur Behandlung von Umsetzungslücken zur Förderung von Präven​tions-, Schutz- und Entschädigungsmaßnahmen, um eine effektive Beseitigung von Zwangs​arbeit zu erreichen“ auf der 103. Tagung (2014) der Internationalen Arbeitskon​ferenz vorgelegt. Der Verwaltungsrat hat diesen Gegenstand auf seiner 317. Tagung (März 2013) ausgewählt. 

Die Sachverständigentagung, die im Februar 2013 stattfand, kam zu dem Schluss, dass „Umsetzungslücken durch Normensetzung“ über Zwangsarbeit angegangen werden sollten, und prüfte verschiedene Optionen der Normensetzung in Form eines Protokolls und/oder einer Empfehlung, gelangte aber nicht zu einem Konsens in dieser Frage. Sie ent​schied sich gegen ein neues Übereinkommen. Die Mitglieder, die sich auf der 370. Tagung des Verwaltungsrats (März 2013) für den Gegenstand aussprachen, äußer​ten unterschiedliche Auffassungen zur Form der möglichen neuen Norm(en). 

Die Art dieser Instrumente wird nachstehend kurz beschrieben:

(
Ein Protokoll ist eine internationale Übereinkunft, die der Ratifizierung bedarf und an ein Übereinkommen gekoppelt ist. Es schafft rechtliche Verpflichtungen für den rati​fizierenden Staat und kann nur von denjenigen Mitgliedern ratifiziert werden, die das Übereinkommen ratifiziert haben. Das zugehörige Übereinkommen kann wei​terhin ratifiziert werden. Ein Protokoll dient dem Zweck, ein Übereinkommen teil​weise neu zufassen oder zu ergänzen, um seine Anpassung an sich wandelnde Ver​hältnisse zu ermöglichen und so das Übereinkommen relevanter und aktueller zu gestalten. 

(
Eine Empfehlung ist nicht verbindlich und bedarf nicht der Ratifizierung. Sie bietet Leitlinien für die innerstaatliche Politik, Gesetzgebung und Praxis. Sie kann ein Über​einkommen (oder ein Protokoll) ergänzen oder sie kann ein eigenständiges Instrument sein.

Der Beschluss über die Form des neuen Instruments/der neuen Instrumente sollte von der Internationalen Arbeitskonferenz auf ihrer 103. Tagung (Juni 2014) gefasst wer​den. Ausgehend von den Ergebnissen der Sachverständigentagung vom Februar 2013 und der Aussprache im Verwaltungsrat auf seiner 317. Tagung (März 2013) hat das Amt den Fragebogen entsprechend einem vorgeschlagenen Protokoll zum Übereinkommen Nr. 29, ergänzt durch eine vorgeschlagene Empfehlung, aufgebaut. Falls die Befragten der Ansicht sind, dass eine Bestimmung beibehalten werden sollte, aber in die andere Form des Instruments gehört, dann sollte dies unter „Bemerkungen“ angegeben werden.

Durch diese Normensetzung werden die Verpflichtungen ratifizierender Staaten, den Einsatz von Zwangs- oder Pflichtarbeit zu unterbinden (Artikel 1(1) des Überein​kommens Nr. 29), die Begriffsbestimmung der Zwangsarbeit und die Ausnahmen nach Artikel 2(1) und 2(2) oder die Bestimmung über Kriminalisierung und Strafmaßnahmen (Artikel 25) nicht in Frage gestellt. Es sollte jedoch darauf hingewiesen werden, dass eine Reihe von Übergangsbestimmungen, die in Artikel 1(2) und (3) und den Artikeln 3-24 des Übereinkommens Nr. 29 enthalten sind, als nicht mehr anwendbar gelten.
Ziel der Annahme eines neuen Instruments/neuer Instrumente ist es, Normen fest​zu​legen und den Mitgliedstaaten Leitlinien an die Hand zu geben in Bezug auf Prävention, Opferschutz und die Entschädigung für Zwangsarbeit und andere einschlä​gige Maßnahmen, um Umsetzungslücken anzugehen. Zwar impliziert das Übereinkom​men Nr. 29 die Notwendigkeit solcher Maßnahmen, um die Beseitigung von Zwangs​arbeit in allen ihren Formen zu erreichen, es enthält aber keine spezifischen Bestimmun​gen zu diesen Fragen. Die neue(n) Norm(en) kann(können) auch dazu dienen, die Aner​kennung der Nichtanwendbarkeit der Übergangsbestimmungen des Übereinkommens Nr. 29 zu formalisieren, was vom Sachverständigenausschuss in seiner Allgemeinen Erhe​bung 2007 empfohlen wurde. 

Gemäß Artikel 38 Absatz 1 der Geschäftsordnung der Konferenz werden die Regie​rungen ersucht, die maßgebenden Verbände der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer zu befragen, bevor sie ihre Antworten endgültig fertigstellen. Solche Befragungen sind zwingend vorgeschrieben im Fall von Mitgliedern, die das Übereinkommen (Nr. 144) über dreigliedrige Beratungen (internationale Arbeitsnormen) 1976, ratifiziert haben. Die Regierungen werden auch darauf hingewiesen, dass es wichtig ist, bei der Abfassung ihrer Antworten Beratungen zwischen allen zuständigen Ressorts sicherzustellen.
Damit das Amt die Antworten auf den Fragebogen bei seiner Analyse berücksichti​gen kann, müssen die ausgefüllten Fragebögen spätestens bis zum 31. Dezember 2013 im Amt eintreffen. Gemäß der üblichen Praxis können die maßgebenden Verbände der Arbeit​geber und der Arbeitnehmer ihre Antworten unmittelbar dem Amt zuschicken. 

Der Bericht und der Fragebogen sind auch auf der IAA-Website zugänglich unter: http://www.ilo.org/ilc/ILCSessions/103/reports/ReportssubmittedtotheConference/lang--en/index.htm. Den Befragten wird nahegelegt, den Fragebogen nach Möglichkeit im elek​tro​nischen Format auszufüllen und ihre Antworten elektronisch an die folgende Email-Adresse zu übermitteln: forcedlabour2014@ilo.org.

I.
Präambel 
1.
Sollte eine vorgeschlagene Präambel das Ausmaß der Zwangsarbeit in der Welt anerkennen, die Millionen von Frauen und Männern, Mädchen und Jungen ihrer Menschenrechte und ihrer Menschenwürde beraubt, zum Fortbestehen von Armut beiträgt und der Verwirklichung von menschenwürdiger Arbeit für alle im Weg steht?
 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein
Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
2.
Sollte eine vorgeschlagene Präambel die entscheidende Rolle des Übereinkommens (Nr. 29) über Zwangsarbeit, 1930, und des Übereinkommens (Nr. 105) über die Abschaffung der Zwangsarbeit, 1957, bei der Bekämpfung aller Formen von Zwangsarbeit anerkennen?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
3.
Sollte eine vorgeschlagene Präambel darauf hinweisen, dass die Definition der Zwangs- oder Pflichtarbeit nach Artikel 2 des Übereinkommens Nr. 29 für alle Menschen gilt, ungeachtet ihres Geschlechts oder ihrer Staatsangehörigkeit, und sich auf Zwangs- oder Pflichtarbeit in allen ihren Formen und Ausprägungen erstreckt?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
4.
Sollte eine vorgeschlagene Präambel anerkennen, dass der Menschenhandel zur Ausbeutung der Arbeitskraft oder zur sexuellen Ausbeutung Gegenstand zunehmender internationaler Besorgnis ist und dringende Maßnahmen zu seiner effektiven Beseitigung erfordert?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
5.
Sollte eine vorgeschlagene Präambel darauf hinweisen, dass bestimmte Gruppen von Arbeitnehmern einem höheren Risiko ausgesetzt sind, zu Opfern von Zwangsarbeit zu werden, einschließlich Erwerbstätigen in der informellen Wirtschaft, Wanderarbeitnehmern, Kindern, indigenen Völkern und Hausangestellten?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
6.
Sollte eine vorgeschlagene Präambel feststellen, dass die effektive Beseitigung der Zwangsarbeit dazu beiträgt, einen fairen Wettbewerb für die Arbeitgeber sowie Schutz für die Arbeitnehmer sicherzustellen?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
7.
Sollte eine vorgeschlagene Präambel auf die relevantesten internationalen Arbeitsnormen und Instrumente der Vereinten Nationen verweisen? 

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
II.
Form eines möglichen Instruments oder 
möglicher Instrumente
8.
Sollte(n) ein mögliches Instrument oder mögliche Instrumente, die von der Interna​tionalen Arbeitskonferenz angenommen werden sollen, um das Übereinkommen Nr. 29 zu ergänzen, die Form erhalten:

a)
eines Protokolls, ergänzt durch eine Empfehlung?
 FORMCHECKBOX 

b)
einer Empfehlung?




 FORMCHECKBOX 

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
III.
Inhalt eines vorgeschlagenen Protokolls
9.
Sollte das vorgeschlagene Protokoll Maßnahmen vorsehen, um die Verhütung von Zwangsarbeit und den Schutz und die Entschädigung von Opfern anzugehen?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
10.
Sollte das vorgeschlagene Protokoll vorsehen, dass jedes Mitglied eine innerstaat​liche Politik und einen innerstaatlichen Aktionsplan zur Beseitigung aller Formen von Zwangsarbeit haben und durchführen sollte, unter Einbeziehung der zuständi​gen staatlichen Institutionen, der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände und unter Berücksichtigung der Ansichten anderer betroffener Gruppen?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
11.
Sollte das vorgeschlagene Protokoll vorsehen, dass jedes Mitglied wirksame und umfassende Maßnahmen ergreifen sollte, um alle Formen von Zwangsarbeit zu verhüten, u.a. durch:

a)
Aufklärung und Informierung der Menschen beiderlei Geschlechts und jedes Alters, um ihr Risiko, zu Opfern von Zwangsarbeit zu werden, zu verringern?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
b)
Erweiterung des Geltungsbereichs und Stärkung der Anwendung der Arbeitsgesetze, auch in der informellen Wirtschaft?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
c)
den Schutz der Arbeitnehmer, insbesondere der Wanderarbeitnehmer, die Anwer​bungs- und Vermittlungsdienste in Anspruch nehmen, vor Missbräu​chen und betrügerischen Praktiken?

□
Ja
□
Nein
Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
12.
Sollte das vorgeschlagene Protokoll vorsehen, dass jedes Mitglied wirksame und umfassende Maßnahmen zur Ermittlung, zur Freilassung, zum Schutz und zur vol​len Wiederherstellung aller Opfer von Zwangsarbeit ergreifen sollte, wobei Kin​dern, Wanderarbeitnehmern und anderen gefährdeten Personen besondere Auf​merksamkeit geschenkt werden sollte?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
13.
Sollte das vorgeschlagene Protokoll vorsehen, dass jedes Mitglied sicherstellen sollte, dass alle Opfer von Zwangsarbeit Zugang zu wirksamen und geeigneten Rechtsbehelfen haben, einschließlich Entschädigung, ungeachtet ihrer Staatsange​hörigkeit?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
14.
Sollte das vorgeschlagene Protokoll vorsehen, dass jedes Mitglied die Rolle der Arbeitsaufsicht hinsichtlich der Verhütung von Zwangsarbeit und der Durch​set​zung der einschlägigen Rechtsvorschriften in Zusammenarbeit mit anderen Behör​den stärken sollte? 

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
15.
Sollte das vorgeschlagene Protokoll den Schutz der Opfer vor einer möglichen Bestrafung wegen Verbrechen angehen, zu denen sie als Folge ihrer Zwangsar​beitssituation gezwungen worden sind?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
16.
Sollte das vorgeschlagene Protokoll vorsehen, dass die Mitglieder im Hinblick auf die Beseitigung aller Formen von Zwangsarbeit untereinander zusammenarbeiten sollten? 

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
17.
Sollte das vorgeschlagene Protokoll vorsehen, dass jedes Mitglied die Durchfüh​rung der Bestimmungen des Protokolls in der Weise in Erwägung ziehen sollte, die in der Empfehlung festgelegt ist? 

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
Sonstige Fragen
18.
Sollte das vorgeschlagene Protokoll eine Bestimmung enthalten, die anerkennt, dass die im Übereinkommen Nr. 29 vorgesehene Übergangsfrist seit langem abgelaufen ist, und die die Übergangsbestimmungen der Artikel 1, Absätze 2 und 3 und der Artikel 3-24 widerruft? 

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
IV.
Inhalt einer vorgeschlagenen Empfehlung
Innerstaatliche Politiken und Aktionspläne
19.
Sollte die vorgeschlagene Empfehlung vorsehen, dass die Mitglieder innerstaat​liche Koordinierungsorgane oder sonstige institutionelle Mechanismen, an denen die zuständigen Regierungsstellen, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände sowie andere betroffene Gruppen beteiligt sind, einrichten oder stärken sollten, um die 
Durchführung, Überwachung und Evaluierung von innerstaatlichen Politiken und Aktionsplänen zur Beseitigung aller Formen von Zwangsarbeit sicherzustellen?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
20.
Sollte die vorgeschlagene Empfehlung vorsehen, dass die Mitglieder regelmäßig detaillierte Informationen und statistische Daten, aufgeschlüsselt nach Geschlecht und Alter, über Art und Ausmaß der Zwangsarbeit erheben, analysieren und zur Verfügung stellen sollten?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
Prävention

21.
Sollte die vorgeschlagene Empfehlung vorsehen, dass die Mitglieder vorbeugende Maßnahmen durchführen sollten, die Folgendes einschließen:

a)
gezielte Sensibilisierungskampagnen für diejenigen Gruppen, die am meisten gefährdet sind, um sie u.a. über ihre Rechte und Verantwortlichkeiten als Arbeitnehmer zu informieren, darüber, wie sie sich gegen betrügerische oder miss​bräuchliche Rekrutierungs- und Beschäftigungspraktiken schützen und wie sie im Bedarfsfall Zugang zu Unterstützung erhalten können?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
b)
Aus- und Weiterbildungsprogramme für gefährdete Bevölkerungsgruppen, um ihre Beschäftigungsfähigkeit und ihre Erwerbsfähigkeit zu verbessern, und Orientierung für Wanderarbeitnehmer vor der Ausreise, um sie auf die Arbeit im Ausland vorzubereiten? 

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
c)
Programme zur Bekämpfung der Diskriminierung, durch die die Anfälligkeit bestimmter Arbeitnehmergruppen für Zwangsarbeit erhöht wird, einschließ​lich Frauen, Kindern, Migranten, indigenen Völkern, ethnischen Minderhei​ten und Personen mit Behinderungen?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
d)
Programme zur Förderung von Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhand​lungen und zur Unterstützung des Zusammenschlusses von gefährdeten Grup​pen in Gewerkschaften und anderen einschlägigen Organisationen?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
e)
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die innerstaatlichen Rechtsvorschriften über das Arbeitsverhältnis wirksam durchgesetzt werden und dass die Bedin​gungen in einem Arbeitsvertrag festgelegt werden, der in einer Sprache abge​fasst ist, die von dem Arbeitnehmer verstanden wird?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
f)
Kohärente Beschäftigungs- und Arbeitsmigrationspolitiken, die die Risiken ange​hen, mit denen bestimmte Gruppen von Wanderarbeitnehmern, ein​schließ​lich derjenigen mit irregulärem Status, konfrontiert sind?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
g)
grundlegende Garantien der Sozialen Sicherheit, die innerstaatliche soziale Basisschutzniveaus darstellen? 

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
h)
Maßnahmen, um den Handel mit Gütern und Dienstleistungen, die unter Ein​satz von Zwangsarbeit hergestellt oder geliefert worden sind, und die Nach​frage nach ihnen einzuschränken?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
22.
Sollte die vorgeschlagene Empfehlung vorsehen, dass die Maßnahmen zur Beseiti​gung von Missbräuchen und betrügerischen Praktiken durch Rekrutierungs- und Ver​mittlungsdienste die Einrichtung von Verfahren zur Untersuchung von Beschwer​den und die Verhängung von angemessenen Strafen einschließen sollten?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
Schutz
23.
Sollte die vorgeschlagene Empfehlung vorsehen, dass: 

a)
Schutzmaßnahmen für Opfer auf einvernehmlicher und fundierter Grundlage gebo​ten werden sollten?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
b)
Schutzmaßnahmen nicht von der Bereitschaft des Opfers abhängig gemacht werden sollten, im Rahmen von Strafverfahren zusammenzuarbeiten?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
c)
Opfer von Zwangsarbeit nicht für Straftaten verantwortlich gemacht werden sollten, die als unmittelbare Folge der Zwangsarbeitssituation, in der sie sich befinden, begangen werden, wie Verstöße gegen die Einwande​rungsbestim​mungen, Besitz oder Verwendung von falschen Reise- oder Identitätsdoku​men​ten und Straftaten im Zusammenhang mit ihrer Verwicklung in andere unrechtmäßige Tätigkeiten?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
24.
Sollte die vorgeschlagene Empfehlung vorsehen, dass die Mitglieder sicherstellen sollten, dass die Schutzmaßnahmen, die dem Bedarf aller Opfer nach unverzüg​licher Unterstützung und nach langfristiger Wiederherstellung gerecht werden, Fol​gendes umfassen:

a)
angemessene und geeignete Unterkunft?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
b)
Gesundheitsversorgung, einschließlich sowohl medizinischer als auch psy​chologischer Betreuung?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
c)
materielle Unterstützung?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
d)
Unterrichtung und Beratung über ihre gesetzlichen Rechte und die verfügba​ren Dienste in einer Sprache, die sie verstehen können, sowie rechtliche Unter​stützung, die vorzugsweise unentgeltlich sein sollte, während gericht​licher Verfahren?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
e)
Schutz der Privatsphäre und der Identität?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen:

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
f)
Sicherstellung, dass die Opfer sowie gegebenenfalls Familienmitglieder und Zeugen vor Einschüchterung und Vergeltungsmaßnahmen geschützt sind?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
g)
soziale und wirtschaftliche Maßnahmen, einschließlich Beschäftigungs-, Bil​dungs- und Ausbildungsmöglichkeiten?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
25.
Sollte die vorgeschlagene Empfehlung vorsehen, dass die Schutzmaßnahmen für Kinder, die Zwangsarbeit unterworfen sind, neben der Berücksichtigung der beson​deren Bedürfnisse und der besten Interessen des Kindes Folgendes umfassen sollten:

a)
die Bestellung eines Vormunds, soweit angebracht? 

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
b)
falls das Alter der Person ungewiss ist, aber Grund zu der Annahme besteht, dass sie unter 18 Jahre alt ist, bis zur Feststellung des Alters eine Minder​jährigkeitsvermutung?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
26.
Sollte die vorgeschlagene Empfehlung vorsehen, dass die Schutzmaßnahmen für Wanderarbeitnehmer, die Zwangsarbeit unterworfen werden, Folgendes einschlie​ßen sollten:

a)
Gewährung einer Bedenk- und Erholungszeit von mindestens 30 Tagen, wenn es triftige Gründe zu der Annahme gibt, dass die betroffene Person ein Opfer ist, während der es der Person zu gestatten ist, sich weiterhin im Hoheitsge​biet des betreffenden Landes aufzuhalten?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
b)
Ausstellung von befristeten oder unbefristeten Aufenthaltsgenehmigungen und gegebenenfalls Zugang zum Arbeitsmarkt am Bestimmungsort?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
c)
Erleichterung einer sicheren und vorzugsweise freiwilligen Rückführung?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
Entschädigung und Zugang zur Justiz
27.
Sollte die vorgeschlagene Empfehlung vorsehen, dass die Mitglieder Maßnahmen ergreifen sollten, um sicherzustellen, dass alle Opfer von Zwangsarbeit einen effek​tiven und geeigneten Zugang zu Rechtsbehelfen haben, insbesondere Entschädi​gung für materielle und immaterielle Schäden, einschließlich durch:

a)
Gewährung rechtlicher Unterstützung, die vorzugsweise unentgeltlich sein sollte?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
b)
Sicherstellung, dass alle Opfer, sowohl Inländer als auch Ausländer, verwal​tungs-, zivil- und strafrechtliche Rechtsbehelfe in dem betreffenden Land gel​tend machen können, unabhängig von ihrer Anwesenheit im Hoheitsgebiet des Landes?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
c)
Sicherstellung, dass die Opfer ihr Recht ausüben können, von den Tätern Schadenersatz zu erlangen?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
d)
Zulassung, dass ein Vertreter des Opfers Rechtsbehelfe (einschließlich Ent​schädigung) in seinem Namen geltend macht?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
e)
gegebenenfalls alternative Streitbeilegungsmechanismen mit vereinfachten Ver​fahrenserfordernissen?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
f)
Einrichtung von Opferentschädigungsfonds?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
Rechtsvollzug
28.
Sollte die vorgeschlagene Empfehlung vorsehen, dass die Mitglieder:
a)
den Arbeitsaufsichtsdiensten alle erforderlichen Mittel und Schulungen zur Verfügung stellen sollten, um sie in die Lage zu versetzen, in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen Stellen ihre Aufgaben auf dem Gebiet der Präven​tion, des Rechtsvollzugs und des Schutzes der Opfer von Zwangsarbeit wahr​zuneh​men?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
b)
neben Strafmaßnahmen und im Einklang mit den innerstaatlichen Rechtsvor​schrif​ten die Verhängung von anderen Strafen vorsehen sollten, wie die Ein​zie​hung der Gewinne aus Zwangsarbeit und anderer Vermögenswerte?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
c)
bei der Durchführung des Artikels 25 des Übereinkommens Nr. 29 sicher​stel​len sollten, dass juristische Personen für die Verletzung des Verbots von Zwangs​arbeit zur Verantwortung gezogen werden können?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
d)
die Bemühungen zur Ermittlung von Opfern stärken sollten, auch durch die Entwicklung von Zwangsarbeitsindikatoren für Arbeitsaufsichtsbeamte, Polizei, Strafverfolgungsbeamte, Vertreter von Arbeitgeber- und Arbeitneh​merverbänden, nichtstaatliche Organisationen und andere in Frage kom​mende Akteure?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
Internationale Zusammenarbeit
29.
Sollte die vorgeschlagene Empfehlung vorsehen, dass die Mitglieder die Zusam​menarbeit und Koordinierung auf internationaler Ebene stärken sollten, ein​schließlich durch andere multilaterale Institutionen, und sich bei der Sicherstel​lung der effektiven Beseitigung der Zwangsarbeit gegenseitig unterstützen sollten, einschließlich durch:

a)
die Beschaffung von Mitteln für innerstaatliche Aktionsprogramme und inter​nationale technische Zusammenarbeit und Unterstützung?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
b)
gegenseitige rechtliche Unterstützung?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
c)
gegenseitige technische Unterstützung, einschließlich des Austauschs von Infor​mationen und von bewährten Praktiken und Lehren aus dem Kampf gegen Zwangsarbeit?

 FORMCHECKBOX 

Ja
 FORMCHECKBOX 

Nein

Bemerkungen: 

Doppelklick, um Bemerkungen einzufügen
� GB.317/INS/2(Rev.) und GB.317/PV, Abs. 25a) i).


� GB.317/PV, Abs. 3-24.


� Die Internationale Arbeitskonferenz hat bisher fünf Protokolle angenommen.


� Siehe Eradication of forced labour, Bericht III (Teil 1B), General Survey concerning the Forced Labour Con�vention, 1930 (No. 29), and the Abolition of Forced Labour Convention, 1957 (No. 105), Internationale Arbeits�konferenz, 96. Tagung, 2007, Abs. 196.


� Ebd. Die in Artikel 1(2) und (3) und Artikel 3-24 des Übereinkommens Nr. 29 enthaltenen Übergangsbestim�mun�gen gelten als nicht länger anwendbar. Das Übereinkommen Nr. 29 sieht vor, dass „Zwangs- oder Pflicht�arbeit während einer Übergangszeit ausschließlich für öffentliche Zwecke und auch dann nur ausnahmsweise ange�wandt werden [darf]; dabei sind die in den nachstehenden Artikeln vorgesehenen Bedingungen und Siche�rungen einzuhalten“ (Art. 1(2)). Die IAO-Aufsichtsgremien haben seitdem aber die Ansicht vertreten, dass der Ein�satz von Zwangs- oder Pflichtarbeit unter Berufung auf diese Übergangsbestimmungen nicht mehr gerecht�fer�tigt werden kann, da dies ihre Übergangsfunktion missachten und dem Geist des Übereinkommens zuwiderlaufen würde. Siehe die Allgemeine Erhebung 2007, Abs. 10. Im März 2010 genehmigte der Verwaltungsrat auf seiner 307. Tagung ein neugefasstes Berichtsformular nach Art. 22 der Verfassung für das Übereinkommen Nr. 29, in dem festgestellt wird, dass keine Informationen mehr zu den Übergangsbestimmungen angefordert werden, da sie nicht mehr anwend�bar sind, was die Auffassung des Verwaltungsrats widerspiegelt, dass die Übergangszeit nicht mehr gilt.
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